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Anlage 3 zur Vorlage 186/2006 
 

Satzung 
 

über die Erhebung von Elternbeiträgen 
für die Betreuung von Kindern in der Kindertagespflege auf dem Gebiet der 

Stadt Coesfeld 
vom ____________ 

 
 
Der Rat der Stadt Coesfeld hat aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buch-
stabe f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- Westfalen vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S. 666/SGV NRW 2023) in der zurzeit gültigen Fassung und des § 90 des 
Achten Sozialgesetzbuches (Kinder- und Jugendhilfe – SGB VIII) vom 26. Juni 1990 
(BGBl. I S. 1163) in der zurzeit gültigen Fassung in seiner Sitzung am .......... folgen-
de Satzung beschlossen:  
 
 
§  1 Allgemeines 
(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in der Kin-
dertagespflege nach den §§ 22 bis 24 SGB VIII erhebt die Stadt Coesfeld als örtli-
cher Träger der öffentlichen Jugendhilfe gem. § 90 SGB VIII von den Eltern öffent-
lich-rechtliche Elternbeiträge.  
(2) Der Elternbeitrag wird auf der Grundlage eines Beitragsbescheides erhoben.  
 
 
§  2 Beitragsschuldner 
(1) Beitragsschuldner sind die Eltern. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusam-
men, so tritt dieser an die Stelle der Eltern.  
(2) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag 
nach § 32 Einkommensteuergesetz gewährt oder Kindergeld gezahlt, treten die Per-
sonen, die diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern.  
(3) Andere Personensorgeberechtigte treten an die Stelle der Eltern, soweit sie dem 
Kind zum Unterhalt verpflichtet sind und für das Kind die Aufnahme in die Kinderta-
gespflege beantragt haben. 
(4) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
§  3 Elternbeitrag 
(1) Die Pflicht zur Zahlung des Elternbeitrages entsteht mit Aufnahme des Kindes in 
die Kindertagespflege und endet mit Ablauf des Monats, in dem das Betreuungsver-
hältnis endet. Der Beitrag ist jeweils zum 15. eines jeden Monats zu zahlen. 
 (2) Die Beitragszahlung erfolgt grundsätzlich bargeldlos über eine Einzugsermächti-
gung oder Überweisung (Selbsteinzahlung) unter Angabe der hierfür erforderlichen 
Daten.  
(3) Nicht gezahlte Beiträge unterliegen der Beitreibung im Verwaltungsvollstre-
ckungsverfahren.  
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(4) Die Höhe der Elternbeiträge ist einkommensabhängig und der Anlage zu dieser 
Satzung zu entnehmen. Die Anlage ist Bestandteil dieser Satzung. Die Elternbeiträge 
berücksichtigen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Eltern und den zeitlich un-
terschiedlichen Betreuungsaufwand. Maßgeblich für den monatlichen Elternbeitrag 
ist die durchschnittliche tägliche Betreuungszeit. Diese ergibt sich aus der tatsächli-
chen Betreuungszeit, umgerechnet auf eine 5-Tage-Woche (wöchentliche Gesamt-
betreuungszeit : 5 Tage = durchschn. tgl. BZ). Da eine Differenzierung nach der zeit-
lichen Inanspruchnahme erfolgt, ist der bewilligte Förderumfang maßgeblich und 
nicht die tatsächliche Inanspruchnahme, da die Leistung entsprechend der Bewilli-
gung bereitgehalten wird.  
(5) Besuchen mehr als ein Kind einer Familie oder von Personen, die nach § 2 dieser 
Satzung an die Stelle der Eltern treten, gleichzeitig eine geförderte Kindertagespfle-
ge, so entfallen die Beiträge für das zweite und jedes weitere Kind. Ergeben sich oh-
ne Beitragsbefreiung nach Satz 1 unterschiedlich hohe Beiträge, so ist der höchste 
Beitrag zu zahlen.  
(6) Der Beitrag ist auch zu entrichten, wenn das Kind die Leistungen der Kinderta-
gespflege vorübergehend nicht beansprucht und der Betreuungsplatz frei gehalten 
wird.  
(7) Werden die Beiträge über einen Zeitraum von mehr als drei aufeinander folgen-
den Kalendermonaten unbegründet nicht gezahlt, kann der Förderbescheid widerru-
fen werden.  
 
§  4 Einkommen 
(1) Die Elternbeiträge sind nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Eltern 
gestaffelt. Die Leistungsfähigkeit ergibt sich aus ihrem Einkommen. Einkommen im 
Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuergesetzes. Ein Ausgleich mit Verlusten aus 
anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist 
nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne des Satzes 3 sind steuerfreie Einkünfte, 
Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öf-
fentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt 
wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und ent-
sprechenden Vorschriften und das Erziehungsgeld nach dem Bundeserziehungs-
geldgesetz sind nicht hinzuzurechnen. Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Be-
schäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung eines Mandats und steht ihm 
aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung 
oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung nachzuversichern, dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkom-
men ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder 
aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. Für das dritte und jedes wei-
tere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Frei-
beträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen. Die Ei-
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genheimzulage nach dem Eigenheimzulagegesetz bleibt bei der Beitragsberechnung 
außer Betracht. 
(2) Im Fall des § 2 Abs. 2 ist ein Elternbeitrag zu zahlen, der sich nach der Elternbei-
tragsstaffel für die zweite Einkommensgruppe ergibt, es sei denn, dass sich aufgrund 
des Einkommens ein niedrigerer Betrag ergibt.  
(3) Maßgebend ist das Einkommen in dem vorangegangenen Kalenderjahr. Abwei-
chend von Satz 1 ist das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats zugrunde 
zu legen, wenn es voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als das Ein-
kommen des vorangegangenen Kalenderjahres; wird das Zwölffache des Einkom-
mens des letzten Monats zugrunde gelegt, so sind auch Einkünfte hinzuzurechnen, 
die zwar nicht im letzten Monat bezogen wurden, aber im laufenden Jahr anfallen. 
Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind, ist abweichend von Satz 2 auf das 
zu erwartende Jahreseinkommen abzustellen. Änderungen der Einkommensverhält-
nisse, die zur Zugrundelegung einer höheren Einkommensgruppe führen können, 
sind unverzüglich anzugeben. Der Elternbeitrag ist ab dem Kalendermonat der Ände-
rung neu festzusetzen. Tritt die Änderung nicht zum 1. eines Monats ein, so erfolgt 
die Festsetzung des neuen Elternbeitrages ab dem nächsten Kalendermonat.  
(4) Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen haben die Eltern dem örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe schriftlich anzugeben und nachzuweisen, welche 
Einkommensgruppe gemäß der Anlage nach § 3 dieser Satzung ihren Elternbeiträ-
gen zugrunde zu legen ist. Ohne Angaben zur Einkommenshöhe oder ohne den ge-
forderten Nachweis ist der höchste Elternbeitrag der jeweiligen Beitragsstufe zu leis-
ten. 
 
§  5 Beitragserlass 
(1) In begründeten Ausnahmefällen kann der Elternbeitrag nach dieser Satzung auf 
Antrag ganz oder teilweise erlassen werden, wenn die Belastung den Eltern und dem 
Kind nicht zuzumuten ist. Die Entscheidung trifft der örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe nach den gesetzlichen Vorschriften des § 90 SGB VIII.  
(2) Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87 und 88 
des SGB XII entsprechend. Bei der Einkommensberechnung bleibt die Eigenheimzu-
lage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. 
 
 
§  6 Datenschutz 
Die Stadt Coesfeld darf die zur Durchführung dieser Satzung und die mit der Antrag-
stellung erforderlichen personenbezogenen Daten erheben, speichern und weiter 
verarbeiten. Die Nutzung und Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beachtung der 
Vorschriften des Achten Sozialgesetzbuches (SGB VIII) in der jeweils geltenden Fas-
sung. 
 
§  7 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 01.01.2007 in Kraft.  
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